
 

Datenschutz im Verein nach der Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) 
(Auszüge aus einer Veröffentlichung des Landesbeauftragten für den  

Datenschutz und die Informationsfreiheit Baden-Württemberg 2018) 

Einleitung: 

Ab dem 25. Mai 2018 wird die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) in Deutschland und in allen anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union geltendes Recht. Die DS-GVO ist ab diesem Zeitpunkt unmittelbar 
anwendbar und verdrängt die bisher geltenden datenschutzrechtlichen Regelungen. An einigen Stellen der 
Grundverordnung ist der nationale Gesetzgeber ermächtigt, die Regelungen der Verordnung zu 
konkretisieren und zu ergänzen (sogenannte Öffnungsklauseln). Hiervon hat der Gesetzgeber durch die 
Schaffung des BDSG-neu Gebrauch gemacht. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener 
Daten sind daher ab dem 25. Mai 2018 die DS-GVO (mitsamt ihren „Erwägungsgründen“) und das BDSG-neu. 

Verarbeitet ein Verein (Verband) ganz oder teilweise automatisiert personenbezogene Daten seiner 
Mitglieder und sonstiger Personen oder erfolgt eine nichtautomatisierte Verarbeitung personenbezogener 
Daten, die in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert werden sollen, ist nach Art. 2 Abs. 1 DS-
GVO deren Anwendungsbereich eröffnet. Unerheblich ist dabei, ob der Verein ins Vereinsregister 
eingetragen ist und damit eine eigene Rechtspersönlichkeit besitzt, oder ob es sich um einen nicht 
rechtsfähigen Verein handelt.  

Wichtige Punkte: 

Erhebung von Daten der Vereinsmitglieder  

Ein Verein darf aufgrund des Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO beim Vereinsbeitritt (Aufnahmeantrag oder 
Beitrittserklärung) und während der Vereinsmitgliedschaft nur solche Daten von Mitgliedern erheben, die 
für die Begründung und Durchführung des zwischen Mitglied und Verein durch den Beitritt zustande 
kommenden rechtsgeschäftsähnlichen Schuldverhältnisses erforderlich sind. Damit dürfen alle Daten 
erhoben werden, die zur Verfolgung der Vereinsziele und für die Betreuung und Verwaltung der Mitglieder 
(wie etwa Name, Anschrift, in der Regel auch das Geburtsdatum, ferner Bankverbindung, Bankleitzahl und 
Kontonummer) notwendig sind. 

Erhebung von Daten Dritter  

Nach Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO kann der Verein Daten von anderen Personen als von Vereinsmitgliedern 
(z.B. von Gästen, Zuschauern, Besuchern, fremden Spielern, Teilnehmern an Lehrgängen und Wettkämpfen) 
erheben, soweit dies zur Wahrnehmung berechtigter Interessen des Vereins erforderlich ist und sofern nicht 
die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person überwiegen. Ein berechtigtes 
Interesse besteht grundsätzlich nur an den Daten, die für eine eindeutige Identifizierung erforderlich und 
ausreichend sind, d.h. Name, Vorname, Anschrift und Geburtsdatum, nicht jedoch Personalausweis- oder 
Passnummer. 

 
Erhebung von Personaldaten der Beschäftigten des Vereins  

Die Verarbeitung personenbezogener Daten von Beschäftigten für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses 
ist in Art. 88 DS-GVO und § 26 BDSG-neu gesondert geregelt. Als Beschäftigte sind die in § 26 Abs. 8 BDSG-
neu aufgeführten Personen anzusehen. Soweit ein Verein daher Personen in einem abhängigen 
hauptamtlichen Verhältnis beschäftigt (z.B. Mitarbeiter der Vereinsgeschäftsstelle, Trainer) ist § 26 BDSG-
neu anwendbar. Danach dürfen personenbezogene Daten von Beschäftigten für Zwecke des 
Beschäftigungsverhältnisses verarbeitet werden, wenn dies für die Entscheidung über die Begründung des 
Beschäftigungsverhältnisses für dessen Durchführung oder Beendigung oder zur Ausübung oder Erfüllung  



 

der sich aus einem Gesetz oder einem Tarifvertrag, einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung ergebenden 
Rechte und Pflichten der Interessenvertretung der Beschäftigten erforderlich ist. 

Hinweispflicht bei Datenerhebung 

Vereinsmitglieder sind deswegen bei der Datenerhebung darauf aufmerksam zu machen, welche Angaben 
für die Mitgliederverwaltung und welche für die Verfolgung des Vereinszwecks bestimmt sind. Sollen Daten 
zum Zwecke der Verfolgung des Vereinsziels oder der Mitgliederverwaltung und -betreuung an andere 
Stellen übermittelt werden (etwa an einen Dachverband, damit dieser Turniere ausrichten kann, an eine 
Unfallversicherung oder an die Gemeinde), muss auch darauf hingewiesen werden. Insbesondere ist das 
Mitglied darauf hinzuweisen, welche Angaben im Vereinsblatt veröffentlicht oder in das Internet eingestellt 
werden. 

Nutzung von Mitgliederdaten  

Innerhalb eines Vereins sind die Aufgaben in der Regel abgegrenzt und bestimmten Funktionsträgern 
zugewiesen. Wer für was zuständig ist, wird durch die Satzung oder die Geschäftsordnung bestimmt. Für den 
Umgang mit Mitgliederdaten gilt, dass jeder Funktionsträger nur die für die Erfüllung seiner Aufgaben 
erforderlichen Mitgliederdaten kennen, verarbeiten oder nutzen darf. So darf etwa der Vorstand auf alle 
Mitgliederdaten zugreifen, wenn er diese zur Aufgabenerledigung benötigt. Auch müssen der 
Vereinsgeschäftsstelle alle Mitgliederdaten regelmäßig für die Mitgliederverwaltung und -betreuung zur 
Verfügung stehen, während es in der Regel für den Kassierer genügt, wenn er die für den Einzug der 
Mitgliedsbeiträge relevanten Angaben (Name, Anschrift und Bankverbindung) kennt. Dabei dürfen die Daten 
grundsätzlich nur zur Verfolgung des Vereinszwecks bzw. zur Betreuung und Verwaltung von Mitgliedern 
genutzt werden (Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO). 

Nutzung der Daten des Vereins für Spendenaufrufe und Werbung  

Vereine haben regelmäßig ein erhebliches Interesse an der Mitglieder- und Spendenwerbung, um einen 
ausreichenden Mitgliederbestand und genügend finanzielle Mittel sicherzustellen. Die Daten seiner 
Vereinsmitglieder darf der Verein nur für Spendenaufrufe und für Werbung zur Erreichung der eigenen Ziele 
des Vereins nutzen (Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO). Die Nutzung von Mitgliederdaten für die Werbung Dritter 
ist ohne Einwilligung der Mitglieder grundsätzlich nicht zulässig. 

 
Datenübermittlung an Vereinsmitglieder  

Bei den Vereinsmitgliedern handelt es sich im Verhältnis zum Verein um Dritte. Vereinsmitglieder dürfen also 
nicht einfach auf die Daten der anderen Mitglieder Zugriff nehmen, sei es, dass an sie Mitgliederlisten 
ausgegeben werden, sei es, dass die Personalien aller Mitglieder im Vereinsheim oder an einer anderen Stelle 
ausgehängt oder so in das Internet eingestellt werden, dass die anderen Mitglieder die Daten unter 
Verwendung eines Passworts abrufen können. Vielmehr müssen die rechtlichen Voraussetzungen für die 
Zulässigkeit einer Übermittlung vorliegen. Besteht der Vereinszweck darin, die persönlichen oder 
geschäftlichen Kontakte zu pflegen, ist die Herausgabe einer Mitgliederliste zur Erreichung des Vereinsziels 
nach Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO zulässig. Dieser Vereinszweck muss sich aus der Satzung ergeben. 

 
Mitteilungen in Aushängen und Vereinspublikationen  

In vielen Vereinen ist es üblich, personenbezogene Informationen an einem „Schwarzen Brett“ oder in 
Vereinsblättern bekannt zu geben. Obwohl sich das „Schwarze Brett“ meist auf dem Vereinsgelände befindet 
und das „Vereinsnachrichtenblatt“ in erster Linie für Vereinsmitglieder bestimmt ist, handelt es sich hier um 
die Übermittlung dieser Angaben an einen nicht überschaubaren Kreis von Adressaten, die davon Kenntnis 
nehmen können, weil nie ausgeschlossen werden kann, dass auch Fremde die Anschlagtafeln auf dem 
Vereinsgelände oder das Mitteilungsblatt lesen. Personenbezogene Daten dürfen dabei nach Art. 6 Abs. 1 lit. 
b) und lit. f) DS-GVO nur offenbart werden, wenn es für die Erreichung des Vereinszwecks unbedingt 
erforderlich ist - was etwa bei Mannschaftsaufstellungen oder Spielergebnissen angenommen werden kann 
- oder wenn der Verein oder die Personen, die davon Kenntnis nehmen können, ein berechtigtes Interesse 
an der Veröffentlichung haben und Interessen oder Grundrechte und  
 



 
Grundfreiheiten der betroffenen Person nicht überwiegen. Letzteres ist stets bei Mitteilungen mit 
ehrenrührigem Inhalt der Fall. 

 
Datenübermittlung an Dachverbände und andere Vereine  

Dachverbände, bei denen ein Verein Mitglied ist, sind im Verhältnis zu seinen Mitgliedern 
datenschutzrechtlich Dritte. Personenbezogene Daten der eigenen Mitglieder dürfen an andere Vereine im 
Rahmen der Erforderlichkeit nur übermittelt werden, soweit diese dort benötigt werden, um die Vereinsziele 
des übermittelnden Vereins oder um die Ziele des anderen Vereins zu verwirklichen, etwa bei der 
überregionalen Organisation eines Turniers, und sofern keine Interessen oder Grundrechte und 
Grundfreiheiten der betroffenen Person überwiegen (Art. 6 Abs. 1 lit. b) und lit f) DS-GVO). 

 
Datenübermittlung an Sponsoren und Firmen zu Werbezwecken (insbesondere 
Versicherungen)  

Nicht selten verlangen Sponsoren als Gegenleistung für ihre Unterstützung die Bekanntgabe von 
Mitgliederdaten, die dann zu Werbezwecken eingesetzt werden. Aber auch für manche Wirtschafts-
unternehmen sind die Daten von Vereinsmitgliedern für Werbezwecke interessant. Die Bekanntgabe von 
Mitgliederdaten für Werbezwecke ist aber in der Regel vom Vereinszweck nicht gedeckt. 
 
Veröffentlichungen im Internet  

Das Internet bietet für Vereine und Verbände große Chancen zur Selbstdarstellung, birgt aber auch Risiken 
für die betroffenen Vereinsmitglieder. Die Veröffentlichung von personenbezogenen Daten im Internet ohne 
Passwortschutz stellt datenschutzrechtlich eine Übermittlung dieser Daten an Jedermann dar. Sie ist nicht 
zuletzt wegen der weltweiten Verbreitung der Informationen, weil dieses Medium nichts mehr vergisst, 
wegen der elektronischen Recherchierbarkeit und weil die Möglichkeit der Auswertung von 
Internetinformationen für Zwecke der Profilbildung und Werbung besteht, grundsätzlich nicht 
unproblematisch. So besitzt die Information, dass jemand z.B. eine bestimmte Sportart ausübt, einer 
bestimmten Altersgruppe zuzurechnen ist oder ein unfallträchtiges Hobby hat, u.U. auch für andere Stellen 
Relevanz (Arbeitgeber, Werbeindustrie). Auch können diese Daten in Staaten abgerufen werden, die keine 
der DS-GVO vergleichbare Schutzbestimmungen kennen. Ferner ist die Authentizität der Daten nicht 
garantiert, da diese einfach verfälscht werden können. Deswegen ist die Veröffentlichung 
personenbezogener Daten durch einen Verein im Internet grundsätzlich unzulässig, wenn sich der 
Betroffene nicht ausdrücklich damit einverstanden erklärt hat. 
Die von einem Verein oder Verband ausgerichteten Veranstaltungen (z. B. Spiele in der Bezirksklasse) sind 
öffentlich. Die Namen und die Ergebnisse werden im Rahmen solcher Veranstaltungen üblicherweise 
öffentlich bekannt gegeben. Die in Ranglisten enthaltenen Daten sind zwar nicht allgemein zugänglich, 
stammen jedoch aus allgemein zugänglichen Quellen und stellen nur eine Zusammenfassung und 
Auswertung dieser Daten dar.  
Um den Eingriff in das Persönlichkeitsrecht in Grenzen zu halten, dürfen bei derartigen Veröffentlichungen 
jedoch allenfalls Nachname, Vorname, Vereinszugehörigkeit und eventuell in begründeten Ausnahmefällen 
der Geburtsjahrgang aufgeführt werden. Bei einer Veröffentlichung eines Fotos, des vollen Geburtsdatums 
(Tag, Monat und Jahr), der privaten Anschrift oder der Bankverbindung des Betroffenen überwiegen dessen 
Interessen oder Grundrechts oder Grundfreiheiten berechtigte Vereins oder Verbandes; sie wäre daher nur 
mit ausdrücklicher Einwilligung der Betroffenen zulässig. Im Übrigen muss - wie oben aufgeführt - 
sichergestellt sein, dass die Daten nach angemessener Zeit gelöscht werden. 
 
Personenbezogene Auskünfte an die Presse und sonstige Massenmedien  

Veröffentlichungen in Verbandszeitschriften und in sonstigen allgemein zugänglichen Publikationen dürfen 
genauso wie Pressemitteilungen und -auskünfte nur in personenbezogener Form erfolgen, wenn es sich um 
ein Ereignis von öffentlichem Interesse handelt. Dabei ist darauf zu achten, dass die schutzwürdigen Belange 
der betroffenen Vereinsmitglieder gewahrt werden. 
Ausschlaggebend ist, ob die Veranstaltung, über die berichtet werden soll, öffentlich ist oder war, was der 
Betroffene gegenüber der Presse selbst erklärt hat und was die Presse ihrerseits in Erfahrung bringen konnte. 
Personenbezogene Daten können dabei u.U. offenbart werden, wenn es um besondere Leistungen eines 
Mitglieds geht. 


